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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

29.03.2022 

Geschäftszahl 

Ro 2020/12/0014 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2015/17/0033 B 23. November 2017 RS 1  (hier nur erster Satz) 

Stammrechtssatz 

Die Begründung der Zulässigkeit der Revision erfordert (abgesehen von den Fällen einer abweichenden 
oder uneinheitlichen Rechtsprechung) die Darlegung, konkret welche Rechtsfrage der 
Verwaltungsgerichtshof noch nicht beantwortet hat (vgl. VwGH 24.3.2016, Ro 2016/11/0005, mwN). 
Diesem Erfordernis entspricht die Zulässigkeitsbegründung des angefochtenen Erkenntnisses nicht, weil 
sie nur ganz allgemein unter auszugsweiser Wiedergabe des bloßen Gesetzestextes auf das Fehlen von 
Rechtsprechung zur Lösung einer nicht weiter dargelegten Rechtsfrage hinweist. Der gemäß § 25a 
VwGG gebotene Ausspruch des Verwaltungsgerichtes, der kurz zu begründen ist, zeigt daher keine 
Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung auf. 
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